
1St der Teutel los Die Oberschüler, eiInNst verhätschelte die HSU often unterstutzen. We1 katholische un: eın
Muttersöhnchen der Natıon, blasen ZU Aufruhr.“ Ge- evangelischer Studentenpfarrer haben bishern dieser
meınt WAar jene VO SDS inıtılerte Schülergruppierung Entwicklung mehr oder wenıger rreiwillig ıhren Posten
„Aktionszentrum unabhängiger un soz1ıialıstischer Schü- aufgegeben. Die Frage nach einem politischen Engage-
ler  C6 (AUSS), die mıiıt iıhrem Frankfurter Kongreiß VO ment der Studentengemeinden 1966 noch dıiskutiert,
18 Junı 1967 dem Motto S x1bt Schüler, die vgl „Inıtiatıve“, Julı 1966 scheint beantwortet
machen Jetzt nıcht mehr MIt 7A08 ersten ale die se1in: die ESG außerte sıch den Notstandsgesetzen,
Offentlichkeit DE Mıt „Demokratisierung“ oylaubt I1a  ; ESG un: KSG verbreiteten yemeınsam S50 Thesen um
alle Probleme lösen un viele Anhänger finden kön- Vietnam-Krieg“. Darüber hınaus aber bestimmten immer
1CI1,. Bisher steht noch beides AuUS, doch sollte INan nıcht mehr Thesen einer „ Theologie der Revolution“ und
übersehen, da{fß sıch 1er leicht Ahnliches w1e den ZARE „politischen Theologie“ einzelne Gemeinden. SO C1I-
Hochschulen entwickeln CN un dafß hier bereits die arbeitete die „Hochschulkommission der Punkte
studentischen Rebellen VO  3 INOTSCH heranwachsen. Auf über die „Politische Verantwortung der christlichen (Ge-
notwendiıge Reformen W 1eSs jene Abıturientin hin, die tür meınde“, während das KSG-Team Bochum diese „ Verant-
iıhre Abschlufßrede „Erziehung ZU Ungehorsam als Auf- wortung“” iın einem Aufruf Z „Umgestaltung einer
gabe einer demokratischen Schule“ 1im Januar 1968 Ö  d nächtlichen Anbetungsstunde“ tolgendermaßen demon-
die Theodor-Heuss-Medaille erhielt: „Es gab wenı1g strierte: „Informieren S1ie siıch über die polıtische Justiz
Demokraten, die bereit nN, ZWAar kritisch un: —- iın der BR  S Das LTeam der KSG montiert ZUuU Thema
gehorsam se1N, dabei aber den Staat als ıhren Staat ‚Geschichte einer Verfolgung 1m Westen‘ 1m Rahmen der
anerkennen.“ Und die „Katholische Studierende Jugend“ nächtlichen Anbetung Texte. Wır beten nıcht 1n dieser
(Bund Neudeutschland Heliıand-Bund), der oröfßste Nacht WIr intormieren.“
Schülerbund Deutschlands, entwartf als Diskussionsgrund- Evangelısche bzw katholische Theologiestudenten stehen
lage ıne Liste miı1t Forderungen ZUrLF „Demokratie 1n der nıcht 1Ur der Spiıtze des LSD bzw. der HSU, Ss1e sınd
Schule“. War mufßte sıch gefallen lassen, da{fß e1in- auch 1ın anderen politischen Gruppilerungen führend. Nach
zelnen Punkten Kritik geübt wurde un: die „Deutsche eıner Erhebung der „Frankfurter Rundschau“ 68)
Tagespost“ (20) 68) „Revolution Gängel- der ev.-theol. Abteilung der Ruhr-Universität sehen
band“ VO  3 „einer Affäre“ berichten können 54 0/9 der Theologiestudenten 1m SDS und SHB und 1LUFr

glaubte, doch scheint diese bisher einz1ıge wirkliche 4 9/9 1m CDS ıhre Vorstellung VO politischen Engage-
Alternative durchaus ausbaufähig un weıter propagıer- ment verwirklicht. Kanzelstürmung un: „Diskussions-
bar, WOZU Erfolge U, A 1in öln Auftrieb geben. Einst- gottesdienste“ Lraten bisher hauptsächlıch 1ın evangelıschen
weılen dürften sıch die Unruhen den Schulen VeIr- Kırchen auf. ber die Garung nımmt auch 1m katholi-
stärken, zumal einzelne Elternkreise, der Ende Marz ın schen Bereich Eın „Initiativausschufß der Katholischen
Frankfurt gegründete „Sozialıistische Lehrerbund“ (SLB Studentengemeinde West-Berlins“ LIrat miıt TOSTAMMA-
(„Was CLUut die Lehrerschaft, der verbeamtete Hotfhund, tischen Autsätzen („Studentengemeinde iın der Reform“)
der Wächter über die Ausbildung Systemtreuer Kohorten hervor, un einzelnen Orten macht eın „Studentischer
Jugendlicher?“) SOWIe die „Revolutionäre Sozialistische Arbeitskreis Kritischer Katholizismus“ STAKK) VO  a sıch
Jugend“, deren Gründung für den Maı geplant 1St, S1€e reden. Am erfolgreichsten arbeitet bisher ın dieser Rich-
unterstutzen wollen. Lung der AaUus dem Quickborn hervorgegangene „Rothen-

telser Kreıs“, der AaUt der Grundlage einer. kritischen SC-
sellschaftsbezogenen Theologie un: anderer Wissenschaf-Auswirkungen auf die Studentengemeinden
ten wirksam“ werden ıll Er stutzt bzw beruft sıch autf

Mittlerweile sınd auch die evangelıschen un: katholischen die Professoren Metz und Schlette un propagıert uel1-

Studentengemeinden ıcht „verschont“ geblieben. Katho- dıngs „seinen“ Che Guevara, den „katholischen Sozial-
revolutionär AaUS der Drıitten Welt Camılo TLorres“.lische Korporatıionen, die sıch allzu Jange abgekapselt

und mehr mıt internen als oder al internat10- Dieser Kreıs 1St dabei, verschiedenen Unıitersitäten
nalen Problemen befaßt haben, sehen sıch plötzlıch 1n der „anonym“ die KSG-Arbeıt 1n die and nehmen. Der
Studentengemeinde Ühnlichen „Radikalen“ gegenüber Katholikentag miıt dem Motto „Miıtten 1n der ].t“
WI1e ın den Unıiversitäten. „Marxısten“ haben in den Ge- wurde VO  a katholischen Studenten bereits offiziell A0

meınden häufig Inıtıatıven gefördert, die der SDS und Diskussions- un Protest- Ireftpunkt erkoren.

Zur uen Vertassung der DD  z
Die Ausarbeitung einer Verfassung WAar in der Jahren aber LLUL ıne untergeordnete Rolle, da S1e durch
DDR schon se1it langem überfällig. Dıie bis jetzt gyültıge zahlreiche Parteibeschlüsse, Einzelgesetze, Staatsratser-
Verfassung wurde be] der Gründung der DDR lasse, Grundsatzentscheidungen des Obersten Gerichts un
Oktober 1949 in raft ZESETZL. Weıitgehend angelehnt Verordnungen des Mınıiısterrats in ıhrer Bedeutung fort-

die Weıimarer Verfassung, Lrug S1e dennoch den Be- während ausgehöhlt wurde. Die Bestimmungen über die
dingungen un Erfordernissen der „antifaschistisch- Freiheitsrechte, die nach AÄußerung des damaliıgen Miın1-
demokratischen Ordnung“ Rechnung, und S1€e sollte —- sterpräsidenten Otto Grotewohl als Schutz der Burger
sprünglıch in gew1ssem Sınne auch ıne Plattform ZUrTF VOL der Staatsgewalt konzediert N, über das parla-
Wiedervereinigung Deutschlands darstellen. Sıe hatte 1ın mentarische System un über das Verhältniswahlrecht

wurden nıemals eftektiv.ihrer Grundkonzeption noch demokratischen Charakter.
S1e spielte 1ın der mıiıtteldeutschen Praxıs 1ın den etzten Im übrigen vab nıe einen Verfassungsgerichtshof, der
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über die richtige Auslegung un Anwendung der Ver- Verbesserungsvorschläge eingebracht, die nıcht autf der
tassungsartikel als unabhängige NnstAanz efinden Linıe der SED lägen Die SED-Führung WAar AaUS den
hatte. ber die richtige Anwendung un Auslegung der Jetztgenannten Gründen NUur einer relatıv kurzen

interessiert. DieseVerfassung entschied seit iıhrer Inkraftsetzung 1ın der öftentlichen Verftfassungsdiskussion
Praxıs ausschließlich das Politbüro der SE  ® wurde bereits Mıtte Marz iınoffiziell eendet. Bereıts
Mıt der Ausarbeitung einer Verfassung verfolgte 26 März 1968 wurde eın verbesserter Entwurt in
die SED mehrere Ziele zunächst sollte die beträchrtliche der Volkskammer verabschiedet un tür den Aprıil
Diskrepanz 7zwischen der Verfassungswirklichkeit der 1N- 1968 eın Volksentscheid über die NEUEC Verfassung
7zwischen etablierten soz1alıistischen Gesellschaftsordnung ZESETZL.
un der bisher gültıgen Verfassung AUuUS dem Jahre 1949 Erstmalıg hat damıiıt die SED-Führung einen Volksent-
beseitigt werden. Auf dem IT Parteitag der SED CT - scheid 1n der DDR veranlaßt. Die überwältigende Zil-
klärte Walter Ulbricht, da{fß „dıe gegenwärtige Verfassung stımmung dem Entwurf (94,5 0/0) WAar

der DDR offenbar nıcht mehr den Verhältnissen der —- Miıt dem Volksentscheid beabsichtigte die DDR ıne be-
sonders eindeutige demokratische Legitimation für diezialıstischen Ordnung un: dem gegenwärtigen Stand der

historischen Entwicklung“ entspreche. Im Januar-Heft NECUEC Verfassung un zugleich auch für den bisherigen
1968 der „Einheit“ (Theoretisches rgan des Zentral- Weg revolutionärer sozialistischer Umwälzungen Eer-

komitees der SED) wurde erklärt, da{ß durch die NCUC halten. Z wischen dem 31 Januar 1968 veröftentlich-
Verfassung lediglich das, W 4s aktisch bereits erreicht und ten ersten Entwurf der Verfassung un der zweıten, auf
rechtlich 1n eiıner Vielzahl VO  - (jesetzen verankert 1ISt, Grund der Volksaussprache überarbeiteten un VO  3 der
zusammengetaßt, fixiert un staatsrechtlich fundiert Volkskammer 26 März 1968 bestätigten Fassung,

die ZU Volksentscheid gestellt wurde, sollen 118 nde-werden solle Im übrigen sollte dokumentiert werden,
da{f der Soz1ialiısmus in der DDR unwiderruflich gesiegt TuNscCmH erfolgt sein, VO denen 55 Artikel des Vertas-
hat un die Spaltung Deutschlands rechrtlich Zzementiert sungsentwurfs betroffen wurden.
1St.
Die Verabschiedung des Entwurfs der Verfassung Die wichtigsten AÄnderungenkam z1emliıch überraschend, da erst VOL fünf Onaten

Dezember ıne „Kommissıon ZUur Ausarbeitung
einer sozjalıstischen Verftfassung der ormell einge- Be1i der Analyse des Inhalts der Verfassung tällt

auf, dafß S1e Elemente e1nes politischen Programms enthältwurde. WAar konnte INa  — auf Grund der Ankün- un: daß 1n ihr auch wichtige politische Grundsätze fixiertdigung des VIL Parteitags der SED (April mıt der sind.Ausarbeitung einer Verfassung rechnen, doch wurde Ausgegangen wird ıcht VO  3 den Grundrechten des e1n-allgemein ANSCHNOMMECN, da{iß die 1LEUEC Verfassung erst zelnen Bürgers, sondern VO  a den Grundlagen der sozijali-1969 — vor dem 20 Jahrestag der Gründung der DDR — stischen Gesellschafts- un Staatsordnung. Auch der Ab-verabschiedet werde. Fur den beschleunigten Eifer der
SED scheinen vorwiegend außenpolitische Omente schnitt 11 der Verfassung, iın dem den Grundrechten

un! Grundpflichten der Bürger Stellung z  MM wird,(bessere Durchsetzung der Anerkennung SOWI1e die Be- tragt die ideologisch gepragte Überschrift „Bürger undrücksichtigung des Entwicklungstrends 1in ein1gen europäl-
schen Volksdemokratien) un das Bestreben, eın egen- Gemeinschaften 1n der sozialistischen Gesellschaft“. Jeder

einzelne Staatsbürger wırd somıt zunächst als Glied 1mgewicht die (Ost- un Deutschlandpolitik der Kollektiv der soz1ialıstischen Gesellschaft verstanden.großen Koalıition schaften, ıne Rolle gespielt Freiheitsrechte, die nıcht der soz1ıalistischen Gesellschafthaben dienlich sind, werden den Bürgern ENTZOYECN, auch W el
S1e 1n der Deklaration der „Allgemeinen Menschenrechte

Umfassende Scheindiskussion der UN “ enthalten sind. Hıer se1 insbesondere das
Recht auf Auswanderung gedacht, das 1ın der alten Ver-

Nach der Veröffentlichung des Verfassungsentwurfs iın fassung (Artikel 10) ormell noch verankert WAar., Auch
allen mitteldeutschen Zeıtungen und 1ın einer Postwurt- das Streikrecht, das bisher noch 1n der Verfassung (Artı-
sendung alle Büurger Wr die Führung der SED be- kel 14);, 1aber nıcht mehr 1n anderen, nach 1949 verabschie-
strebt, ıne umfassende Volksaussprache iınszenıeren. deten (Gesetzen enthalten Wr (Z Gesetzbuch der Ar-
In Großveranstaltungen iın allen größeren Stäidten der beit), wurde jetzt gestrichen. Als Begründung datür
DDR, die vielfach „Bürgerforen“ geNaNNT wurden, Lraten wurde angegeben, da{fß die Werktätigen als Herren der
Miıtglieder des SED-Politbüros, des Staatsrates un des Betriebe nıcht sıch selbst streiken können. Wer strel-
Mınısterrates auf, den Verfassungsentwurf erläu- ken wıll, vertritt nıcht Nur iıcht se1ne eiıgenen Interessen,
tern. Auch alle übrigen Parte1i- un Staatstunktionäre sondern lehnt sıch das Kollektiv der sozialistischen
mu{fßten 1M Rahmen der Versammlungswelle auftreten. Gesellschaft auf un schadet iıhm.
Systematisch wurden ZU Inhalt einıger Verfassungs- Sofern 1n der Verfassung den Bürgern bestimmte
artıkel iın der Presse Konsultationen erteıilt. Bemerkens- Freiheitsrechte gewährt werden, sind diese Z Teil
wert WAar 1ın diesem Zusammenhang aber, daß der Text wen1g konkret ftormuliert (SO daß Je nach Bedart ıne
der alten Verfassung AUS dem Jahre 1949 schon seit lan- CN$S- bzZzw. weitherzige Auslegung möglich 1St) oder gleich
SCIN 1n den Buchhandlungen nıcht mehr erhälrtlich IS mi1t entsprechenden Einschränkungen versehen, die ent-
daß der Bevölkerung ein Verfassungsvergleich erheblich weder schon 1m betrefftenden Artikel cselbst fixiert sind
erschwert, wWenn nıcht gar unmöglıich gemacht wurde. oder sıch A4U5 dem Geilst der Verfassung ergeben.
ntgegen den Erfahrungen trüherer Gesetzesdiskussionen Aus dem Artikel 3° geht hervor, da{ jeder Burger
gab diesmal 1ın stärkerem Ausmafß Elemente einer ech- das echt auf Freizügigkeıt besitzt, jedoch NUr „1m Rah-
ten Meinungsäußerung des Volkes. In zahlreichen Ver- inen der Gesetze“ un „innerhal des Staatsgebietes der
sammlungen wurden auch kritische Fragen gestellt un DDR“ Hıer se1 daran erinnert, daß 1n Mitteldeutsch-
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and noch Personengruppen gibt, die Dn AUS den Grenz- Die 1n den Artikeln 25 un 388 gegebenen Zusicherungen
gebieten ausgesiedelt wurden un die nıcht freizüg1ig 1n tür den Gesundheitsschutz un die Förderung VO  3 Ehe,
ıhre Heımatorte zurückkehren können. Famlılie un Mutterschaft annn 1IN4an 1n ıhrem Sachgehalt
Auch das Grundrecht auf Meıinungsfreiheit wırd einge- uneingeschränkt begrüßen und gewissermaßen als VOI-

schränkt. Im Artikel 2 heißt U A S „Jeder Bürger der bildlich werftfen. Im Artıikel 35 wiıird Uu. A, testgestellt:
Deutschen Demokratischen Republık hat das Recht, den „ Jede Bürger der Deutschen Demokratischen Republık
Grundsätzen dieser Verfassung gemäß seine Meinung trei hat das Recht auf Achtung, Schutz und Förderung seiner
und Söffentlich außern.“ In der Praxıs bedeutet dies Ehe und Famılie.“ Des weıteren heißt „Kinderreichen
NUur das Recht öftentlicher Akklamation ZUur Politik der Famılıien, alleinstehenden uüttern und Vätern ilt die
Parte1- und Staatsführung. Fürsorge un die Unterstützung des soz1alıstischen Staa-
Die Versammlungsfreiheit (Artikel 28) un das Organı- tes durch besondere Mafßnahmen. Multter un iınd SC-
sationsrecht 1ın polıtischen Parteijen und gesellschaftlichen nıeßen den besonderen Schutz des soz1ialistischen Staates.
Organıisationen, Vereinigungen un: Kollektiven (Artikel Schwangerschaftsurlaub, spezielle medin:zinische Be-
29) esteht ebentalls aNüde 1mM Rahmen der Grundsätze un: treuunNg, materielle und finanzielle Unterstützung be1 (Ge-
7Ziele der Verfassung. Dıe Bildung einer Vereinigung, die burten un Kindergeld werden gewährt CC

ıne Annäherung beider Teile Deutschlands erstreben Beachtenswert ISt auch, da{fß iın Artikel jedem Büurger
das echt auftf Wohnraum für sıch un: se1ne Famıilie eNt-und 9 der SED nıcht genehme Deutschlandinitiativen

ergreifen möchte, 1St Pr verfassungsrechtlich NZU- sprechend den volkswirtschaftlichen Möglichkeiten un
Jässıg. örtlichen Bedingungen zugesichert und dem Staat die Ver-
Die 1ın Artikel 31 fixierte Unverletzbarkeit des OSt- und pflichtung auferlegt wurde, für die Förderung des Woh-
Fernmeldegeheimnisses an „auf gesetzliıcher Grundlage nungsbaus, die Werterhaltung vorhandenen Wohnraums
eingeschränkt werden, wenn die Siıcherheit des soz1alı- un die öftentliche Kontrolle über die gerechte Verteilung
stischen Staates oder ıne strafrechtliche Verfolgung C1I- des Wohnraums SOTSCIL.

Im Artikel 24 wird ZAUE Recht und A0 Pflıcht autf Arbeitordern“. WAar oibt auch ın demokratischen Staaten in
diesem Bereich un bestimmten Bedingungen Einschrän- Stellung CHOMMECN. Zunächst wiırd jedem Bürger das
kungen, die aber me1lst näher definiert sind. Da die Siıche- Recht auf einen Arbeitsplatz und dessen treije Wahl (aller-
LuNng der Macht der SED das wichtigste Anlıegen der dings 1Ur entsprechend den gesellschaftlichen Erftordernis-
Verfassung ist;, darf der einzelne Bürger se1ne Freiheits- SCl un der persönlıchen Qualifizierung) zugesichert. SO-
rechte LUr dann nutzen, wenn seiıne Ansıchten un: sein dann wiıird ZESAZT, „gesellschaftlich nuützliche Tätigkeit 1St
Verhalten sich ın Übereinstimmung MITt der ‚objektiven ıne ehrenvolle Pflicht für jeden arbeitsfähigen Bürger.
historischen Notwendigkeit“ befinden und somıt mi1t den Das echt auf Arbeit un: die Pflicht ZUr Arbeit bilden
verfassungsrechtlich geschützten Grundzielen der Politik ıne Einheit.“
der SED konform gehen.

Die Stellung VO  — Staatsrat und Parte1i
Eın betontes Ziel Bildungsgesellschaft

Von besonderer politischer Bedeutung siınd die Festlegun-
SCn ın den ersten Artikeln der Verfassung. GeradeWenn ın der Verfassung die persönlıchen Freiheits-

rechte auch 1ne weıtere Eiınengung erfahren haben, 1St ın ıhnen kommt der Trend Z Festschreiben sogenannter
doch hervorzuheben, da{fß 1m soz1alen un kulturellen Realitäten ZU Ausdruck, VOT allem ın der Deutsch-

landpolitik vollendete Tatsachen schaften. lle MachtBereıch, anknüpfend und weitertführend den bisherigen
TIrend der Gesetzgebung, einıge Fortschritte 1bt, die INa  —$ geht nıcht mehr W1e noch ın der alten Verfassung
ZU Teil als Errungenschaften werten annn hieß VO Volke Aaus, sondern Jetzt wird erst 1m Ar-

tikel ZEeSAZT, „alle Macht dient dem Wohle des Volkes“Im Artikel 75 wırd festgelegt, da{(ß jeder Bürger der DDR
das yleiche Recht aut Bildung hat un die Bildungsstätten Von der Souveränität des Volkes 1St überhaupt nıcht
jedermann offenstehen. Im Absatz (4) wırd die allge- mehr die ede Im Artikel wird die DDR als „ein SO-
meıine zehnjährige Oberschulpflicht verankert un: allen z1alıstischer Staat deutscher Natıon“ bezeichnet. 99  1€ 1St
Jugendlichen das Recht und die Pflicht auferlegt, einen die politische Organısatıon der Werktätigen in Stadt und
Beruf erlernen. Aus diesem Verfassungsartikel geht Land, die gemeınsam Führung der Arbeiterklasse
hervor, daß die DDR weıterhıin oyrofße Anstrengungen un: iıhrer marxistisch-leninistischen Parte1 den Soz1alis-

111US verwirklichen.“unternehmen wıll, ein höheres Bildungsniveau der
Bevölkerung erreichen. 7Zıiel dieser Anstrengungen iSt Wwar 1St. auch 1n der Verfassung der Staatsrat als
VOTFr allem, den beruflichen Leistungsstand der Arbeits- eın rgan der Volkskammer definiert, aber ıhm fallen

entscheidende Machtbefugnisse Z da{fß in der Praxıskräiäfte erhöhen un: Z vollständigen Ausprägung der
soz1alistischen Persönlichkeit“ beizutragen. Die „kon- der Staatsrat eın 1e] größeres Gewicht als die Volks-
tinuierliche soz1ialıistische Erziehung, Bildung und Weıter- kammer besitzt.

aut Artikel 66 erftüllt der Staatsrat 7zwıischen den Tagun-bildung“ wurde 1U  — mMIıt ıhren Licht:-. aber auch mi1t ıhren
Schattenseiten Verfassungsgrundsatz. CN der Volkskammer alle gyrundsätzlichen Aufgaben, die
Nach Artikel 26 hat der Staat den Burgern dıe Möglich- siıch AUuUS den (Gesetzen un Beschlüssen der Volkskammer

ergeben. Der Vorsitzende des Staatsrates vertritt diekeit des Übergangs Z nächsthöheren Bildungsstufe
bis den höchsten Bildungsstätten einzurä2umen. Beı der DDR völkerrechtlich, ratıfıziert die Staatsvertrage,
Förderung sollen lediglich berücksichtigt werden: das WEeNnNn der Staatsrat iıhnen zugestimmt hat Erlasse un:

Beschlüsse des Staatsrates sind rechtsverbindlich, praktischLeistungsprinzip, die gesellschaftlichen Erfordernisse und
die soz1ıale Struktur der Bevölkerung (worunter offenbar iSt zwischen den Tagungen der Volkskammer das gC-
die verstärkte Förderung VON Arbeiterkindern VeEeI- setzgebende Urgan 1n der DD  z Von besonderer Wiıchtig-
stehen ist). keit 1St aber folgende Festlegung 1m Artikel J Absatz
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„Der Staatsrat legt die Verfassung un die Gesetze VOI- Soz1ialismus“ erstreben. Dıie Verfassungsautoren mußten
iındlich aus, sSOWeIlt dies nıcht durch die Volkskammer hier aber ın einıgen Punkten zurückstecken. Die VO  - e1IN1-
selbst erfolgt.“ Außerdem 1St 1m Artikel verankert: CM SED-Führern zeitweilig vertretene These VO  - den
„Der Staatsrat nımmt 1m Auftrage der Volkskammer die „ZwWeıl deutschen Natıonen“, die einmal VO  3 Norden
ständige Aufsicht über die Verfassungsmäßigkeit un Ge- vertretfene These, daß sıch die Bundesrepublık un: die
setzlichkeit des Obersten Gerichts un des Generalstaats- DDR gegenselt12 als „Ausland“ betrachten müßten, und
anwalts wahr.“ die Ulbrichtsche Behauptung, „Westberlin lıege auf dem
Da keinen Verfassungsgerichtshof 1Dt, da der Staatsrat Boden der DDR un gehöre rechtlich In sınd in den
zugleich Aufsichtsorgan über die höchsten Urgane der Ju- Verfassungstext nıcht aufgenommen worden. Oftenbar
St17 1St un: selbst über die Verfassungsauslegung ent- hat die SowJetregierung 1ın diesen Punkten hinter den
scheiden kann, hat gewaltige Befugnisse. Hınzu kommt, Kulissen mäßigend gewirkt.
daf(ß ıhm allein praktisch die Sicherheitsangelegenheiten Von Bedeutung 1St auch die Verankerung des „sOzialisti-
direkt unterstellt sind. schen Gesellschaftssystems“ in der Verftassung. Im Ka-
Dıie Volkskammer 1St hier sicherlich NUur PIO forma C1I- pıtel „Okonomische Grundlagen, Wiıssenschaft, Bildung
wähnt, enn die geheimen Angelegenheiten des atıona- un: Kultur“ wiıird klargestellt, daß eın Priyateigentum
len Verteidigungsrates werden ohl nıe 1m Plenum der Bodenschätzen, Bergwerken, Kraftwerken, Talsperren,
Volkskammer eroOrtert werden. großen Gewässern, Naturreichtümern des Festlandsockels,
war wurde 1 Artikel 52 der Verfassung test- größeren Industriebetrieben, Banken un Versicherungs-
gelegt, daß die Volkskammer über den Verteidigungszu- einrichtungen, volkseigenen Gütern, Verkehrswesen, Irans-
stand der DDR beschließen habe, doch heißt dann portmitteln un dem OsSst- un ernmeldewesen zulässig
ın diesem Artikel weıter: „Im Dringlichkeitsfalle 1st der 1St. aut Artikel wırd die Nutzung un: der Betrieb
Staatsrat berechtigt, den Verteidigungszustand be- privater Wirtschaftsunternehmungen un: -einrichtungen
schließ Erwerbszwecken 1Ur geduldet, diese gesellschaft-
Der Staatsrat ISt IM1t umtassenden Kompetenzen aller ıche Bedürfnisse befriedigen, der Erhöhung des Volks-
drei Gewalten AausgesStattet. Zudem 1St beachten, da{fß wohlstandes und der Mehrung des gesellschaftlichen eich-
die Bedeutung des Staatsrates noch dazu inoffiziell AT LUmMS dienen. „Privatwirtschaftliche Vereinigungen ZUr!r

Gewicht gewinNnNt, weıl der Staatsratsvorsitzende zugleich Begründung wirtschaftlicher acht siınd nıcht gestattet”.
Erster Sekretär des Zentralkomitees der SED 1St un auch aut Artikel siınd Enteignungen 95 tfür gemeıln-
1mM Nationalen Verteidigungsrat den Vorsıitz innehat. nützıge Zwecke auf gesetzlicher Grundlage und
Neben dem Text der LICUECIN Verfassung sollte iINnan auch SEMMESSECNC Entschädigung zulässig. Sıe dürten NUur ertol-

das gegebene Parteistatut der SED beachten. Mittels SCN, wenn auf andere Weıse der angestrebte geme1ln-
des Parteistatuts 1STt die SED-Führung jederzeit in der nützıge Z weck nıcht erreicht werden annn
Lage, alle Kader 1n den Volksvertretungen un Staats- Im Artikel 1 wird das persönliche Eigentum und das

nach testen Spielregeln dirigieren. Erbrecht gewährleistet un klargestellt: „Das persönliche
Eigentum dient der Befriedigung der materiellen und

weıl Staaten „deutscher Nation“ kulturellen Bedürfnisse der Bürger.” Im übrigen wurde
Urhebern un Erfindern der Schutz des sozialistischen

In der Vertassung 1St 1mM Artikel die Rolle der Staates zugesichert. Allerdings x1bt auch hier folgende
Nationalen Front als organısierter Ausdruck des Bünd- Einschränkungsklausel: „Der Gebrauch des Eigentums

SOWI1e der Urheber- un Erfinderrechte darf den Inter-NısSses aller Kräfte des Volkes gewürdigt. Mıt Hıiılte der der Gesellschaft nıcht 7zuwıiderlaufen.“Nationalen Front gedenkt die SED un iıhrer Führung
den Zusammenschlufß aller Kräfte des Volkes Z

Die rage des sozialistischen Eıgentums den Produk-
tionsmitteln wiırd übrigens nıcht 1Ur 1 Kapitel VOIlLgemeinsamen Handeln tür die Entwicklung der soz1ialisti- Wırtschaftsaspekt her aufgerollt. Denn bereits 1m Artı-schen Gesellschaft“ vereinen un dem Regıme ıne kel Z Absatz (also der Überschrift „Politischerelatıv bedeutende organısıerte Massenbasis verschaf-

ten Miıttels der Nationalen Front wird die permanente Grundlagen“) wird hervorgehoben, daß das sozialistische
Eıgentum den Produktionsmitteln un: die PlanungGleichschaltung der anderen vier (1im internen Sprach- der gesellschaftlichen Entwicklung nach den fort-gebrauch der SED als kleinbürgerlich klassıfizierten)

Parteien gewährleistet. geschrittensten Erkenntnissen der Wiıssenschaft unantast-
bare Grundlagen der soz1alistischen Gesellschaft bilden.In der u<CcmMn Verfassung kommt das Wort Wieder-

verein1gung nıcht VOTVT. Die alte Verfassung o1ng VO
Grundsatz AUuUS, daß Deutschland noch eine „unteilbare Auswirkungen tür die Kirchen
Republık“ se1 un NUur ıne deutsche Staatsbürgerschaft
gebe. Heute wird VOI der Fxıistenz Zzweler deutscher Angesichts der speziellen Interessen für die verfassungs-
Staaten au  en Auch in der Verfassung wırd Jetzt rechtliche Behandlung des Verhältnisses Staat/Kirche
VO  —_ der DDR-Staatsbürgerschaft gesprochen. Im Artikel und der Fixierung der Rechte der Gläubigen sejen nach-

stehend die Verfassung VO  3 1949 miıt dem ersten Entwurtwird betont, da{fß „die Herstellung un Pflege normaler
Beziehungen un die Zusammenarbeit der beiden deut- der Verftassung SOWIl1e dem verabschiedeten ext
schen Staaten aut der Grundlage der Gleichberechtigung der Verfassung verglichen.
eın nationales Anliegen“ der DDR sel1. Weıter heißt In der Verfassung VO 1949 gab hinsichtlich der Rege-
dann, da{fß die DDR und ıhre Bürger darüber hınaus dıe ung des Verhältnisses VO Staat und Kırche folgende
Überwindung der VO Imperialismus der deutschen Artikel:
Natıon aufgezwungenen Spaltung, „die schrittweise An- „Artikel Der Religionsunterricht ISt Angelegenheit dernäherung der eiden deutschen Staaten bis ihrer Ver- Religionsgemeinschaften. Die Ausübung der Rechte wird c“einıgung auf der Grundlage der Demokratie und des währleistet.
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Artikel 41 (1) Jeder Bürger genießt volle Glaubens- und Deutschen Demokratischen Republik ordnen und durch-
Gewissensfreiheit. Die ungestörte Religionsausübung steht zuführen.“

dem Schutz der Re ublik
(2) Einrichtungen VO' Re igionsgemeinschaften, religiöse Hand- Außerdem wurde iın den Artikeln 6, Absatz un: 1mM
lungen und der Religionsunterricht dürten nıcht tür vertas- Artikel 19 Absatz festgelegt, dafß jede Bekundung VOIl
sungswidrıige und parteipolitische Zwecke mıiıßbraucht werden. Glaubens-, Rassen- und Völkerhafß als Verbrechen ZC-Jedoch bleibt das echt der Religionsgemeinschaften, den ahndet werde und da{ß alle Bürger ungeachtet ihrerLebensfragen des Volkes VO  $ ihrem Standpunkt Aaus Stellung

nehmen, unbestritten. Nationalıtät, iıhrer Rasse un ıhres weltanschaulichen
Artikel (1) Private der staatsbürgerliche Rechte und Bekenntnisses die gleichen Rechte und Pflichten haben
Pflichten werden durch die Religionsausübung weder edingt
noch beschränkt. un: VOL dem (Gesetz gleich sind.

Außer den vorstehend KENANNTLEN Artikeln Wartr FragenZ Die Ausübung prıvater der staatsbürgerlicher Rechte der
dıe Zulassung ZU öftentlichen Dıiıenst siınd unabhängiıg VO:  3 des Glaubens, der Religion un: der Kirchen 1im Entwurt
dem religiösen Bekenntnis. der Vertassung nıchts enthalten. Be1i der Verabschiedung
(3) Niemand 1St verpflichtet, seine relig1öse Überzeugung des Entwurfs der Verfassung hat jedoch Walter
oftenbaren. Die Verwaltungsorgane haben nur 1iNsOWeIlt das
Recht, nach der Zugehörigkeit einer Religionsgemeinschaft Ulbricht 1ın seiner ede VOTLT der Volkskammer

31 Januar 1968 die Bestimmungen über die Freiheit desiragen, als davon Rechte der Pflichten abhängen der iıne
gesetzlich angeordnete statistische Erhebung dies erfordert. relig1ösen Glaubens w1e tolgt noch näher inter-
(4) Niemand dart einer kirchlichen Handlung der Feijer- pretiert:lichkeit der ZuUur eilnahme religiösen UÜbungen der ZU:

Benutzung einer religiösen FEidesformel CZWUNSCH werden. „Den Bürgern der Deutschen Demokratischen Republik 1St das
Artikel (1) Es esteht keine Staatskirche. Dıie Freiheit ZUr Recht gewährleistet, sıch einem relıg1ösen Glauben be-
Vereinigung der Religionsgemeinschaften wird gewährleistet. kennen und relig1öse Handlungen auszuüben. Erstmals 1n der
(2 Jede Religionsgemeinschaft ordnet und verwaltet ihre An- deutschen Geschichte stehen 1n der Deutschen Demokratischen
gelegenheıten selbständig nach Mafßgabe der tür alle geltenden Republik Friedens- und Nächstenliebe gläubiger Bürger auch
esetze. verfassungsmäßig 1n voller Übereinstimmung INITt der uf
(3 Dıie Religionsgemeinschaften bleiben Körperschaften des Frieden und Humanısmus gerichteten Politik ıhres Staates.
öftentlichen Rechts, sOweıt S1e C5 bisher Andere Reli- Den irchen nd anderen Religionsgemeinschaften gewähr-
gionsgemeinschaften erhalten autf ihren Antrag gleiche Rechte, eistet der Verfassungsentwurf eıne Zute, ber uch die eINZ1IE
WEeNnN S1e durch ihre Verfassung und die Zahl ihrer Mitglieder mögliche Plattform der weıteren Entwicklung ıhrer Beziehun-
Gewähr der Dauer bieten. Schließen sıch mehrere derartıge CN Z.U) sozialistischen Staat
öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften eiınem Verband Der Verfassungsentwurf ZEe1Igt jenen kirchenleitenden Kreisen
ZUSaMMECN, 1St auch dieser Verband eine öffentlich-rechtliche in der DDR, die hın und wieder versuchen, politischen We1i-
Körperscha SUNSCHL der westdeutschen Militärkirche nachzukommen, die
(4 Die Ööftentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften S11 be- Unzulässigkeit solcher Abhängigkeiten. Unser Verfassungs-
rechtigt, VO  — iıhren Mitgliedern Steuern auf Grund der at- entwurf schiebt solchen Bestrebungen und Spekulationen einen
lıchen Steuerlisten ach Maßgabe der allgemeinen Bestimmun- Rıegel VOTrT. Die Verfassung gibt en Kirchen nd Religions-
CI 7, erheben. gemeinschaften eine rechtliche Basıs für die ungehinderte Aus-
(5 Den Religionsgemeinschaften werden Vereinigungen gleich- übung ihrer Seelsorge und ihrer gemeinnützıgen Tätigkeıit, die
gestellt, die sıch die gemeinschaftliche Pflege einer elt- INIt dem politischen Interesse nd dem moralischen Empfinden
anschauung ZUr Aufgabe machen. der gläubigen Bürger übereinstimmen.“
Artikel Das Recht der Kirche aut Erteilung VO  —; Religions-
unterricht 1n den Raumen der Schule 1St  . gewährleistet. Der Diese Erklärung vermochte jedoch die gegebenen Befürch-
Religionsunterricht wird VO  ; den durch die Kirche ausgewähl- tungen der Christen 1ın Mitteldeutschland nıcht USZU-
ten Kräften erteilt. Niemand darf ZWUNSCH der gehindert
werden, Religionsunterricht erteilen. Über die eilnahme raumen. In der Verfassungsdiskussion wurde VO  - der

Religionsunterricht bestimmen die Erziehungsberechtigten. SED und VO  — Funktionären der Ost-CDU die These
Artikel (1) Die autf Gesetz, Vertrag der besonderen vertreten, da{(ß die Kirchen keine verfassungsmäfßige
Rechtstiteln beruhenden Ööftentlichen Leistungen die Relıi- Garantıe alter Privilegien dürten. Den meisten
gionsgemeinschaften werden durch Gesetz abgelöst. Christen ın Mitteldeutschland oing dabei Sar nıcht(2 Das Eigentum sSOWI1e andere Rechte der Religionsgemeıin-
schaften und relig1ösen ereine ihren für Kultur-, Unter- Privilegien, sondern NUur die Gewährleistung eines
richts- und Wohltätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stif- relativen ınneren Friedens un: die Sıcherung VO  ‘
tungen und sonst1igem Vermögen werden gewährleistet.
Artikel Soweıit das Bedürtnis nach Gottesdienst und Seel- Bedingungen, ungestöOrt den Glauben 1n wahrer Freiheit

praktizieren un dem Gemeinwohl dienen können.1n Krankenhäusern, Stratanstalten oder anderen Ööftent-
lichen Anstalten besteht, SIN die Religionsgemeinschaften ZUr

Vornahme relig1öser Handlungen zugelassen. Niemand dart Forderungen der katholischen Bischöfe
ZUr Teilnahme solchen Handlungen CZWUNSCH werden.
Artikel Wer Aaus einer Religionsgemeinschaft Ööffentlichen Da die DDR großen Wert darauf legt, da{fß sowohl dasRechts miıt bürgerlicher Wirkung AaUuUStTreten will, hat den Aus-

NeueEe Strafgesetzbuch als auch die NECUC Verfassung alstrıtt bei Gericht erklären der als Einzelerklärung 1n öffent-
lich beglaubigter Form einzureichen. wichtiger Beitrag Z Internationalen Jahr der Men-
Artıkel Dıie Entscheidung über die Zugehörigkeit VO  - Kın- schenrechte angesehen werden, Wr kirchlicherseits das
ern einer Religionsgemeinschaft steht bis deren voll-
endetem Lebensjahr den Erziehungsberechtigten Von da Bestreben vorhanden, daran anknüpfen und auch 1n

der Verfassung die Aufnahme eines iınhaltlichen Bekennt-aAb entscheidet das Kind selbst ber seiıne Zugehörigkeit einer
Religions- der Weltanschauungsgemeinschaft.“ nısses ZU Artikel 18 der „Allgemeinen Erklärung der

Menschenrechte der UN}? VO' 10 Dezember 1948
Im Entwurf der Verfassung wurde die Religions- empfehlen.irage lediglich 1m Artikel 328 behandelt, der folgenden Die Christen 1in Mitteldeutschland 1M Rahmen der
VWortlaut hatte: Verfassungsdiskussion auch arüber beunruhigt, da{fß 1n
( Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik Nat der Verfassung die sozialistische Moral als Grund-

AaSs Recht, sıch einem relig1ösen Glauben bekennen und lage der Beziehungen der Bürger bezeichnet und auch der
religiöse Handlungen auszuüben. marxiıstisch-leninistischen Weltanschauung verfassungs-(2) Die Kırchen und andere Religionsgemeinschaften haben rechtlich ıne Vorrangstellung eingeräumt wurde. Inihre Angelegenheiten und ihre Tätigkeit 1n Übereinstimmung
Miıt der Verfassung und den gesetzlichen Bestimmungen der einem atheistischen Weltanschauungsstaat muß dies dazu
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führen, dafß zwangsläufig Bürger MITL anderen moralischen kannte a daß Internationalen Jahr der Menschen-
un: weltanschaulichen Grundsätzen benachteiligt werden, rechte den tür die Menschheit geltenden Regeln
weıl iıhre Anschauungen der Gesellschaft weiterhin — des Völkerrechts bindende Bedeutung der DDR bei-
behindert als rückständıg deklassiert werden zönnen un: IN werde Bischof Krummacher gab diesem
nıcht den gleichen verfassungsrechtlichen Schutz WIC die Interview dem Artıiıkel 38 des Vertfassungsentwuris E
Ansıchten der herrschenden SED genießen Durch die optimistische Auslegung Er hoh hervor, da{fß den Vor-
der Verfassung enthaltenen Bestiımmungen wiırd dıe ausSsetzungen christlichen Dıenstes WIC bisher die Rechts-
Rechtsgleichheit der Bürger diesem Bereich rage fähigkeit der Kırchen, ıhr Eıgentum un: die Möglıichkeit
gestellt Die LICUC Verfassung trifit auch SA rage des die Glieder geordneten Abgaben heranzuziehen

Krummacher bemerktekirchlichen Eıgentums un der Rechtsfähigkeit der Kır- weıterhin gewährleistet bleibt
chen un ıhrer Einrichtungen keine Festlegung Von eNL- sodann, da{fß der Erklärung von Walter Ulbricht
scheidender Bedeutung dürfte das Fehlen der verfassungs- zahlreiche cQhristliche Bürger fragen, arı nıcht die
rechtlichen Zusicherung SCIMN, da{ß die Kiıirchen ihre Ange- weitergehende Interpretation VO  $ UÜlbricht den Ver-
legenheiten selbst regeln können fassungstext Autnahme finden könne Anderseits ZE1ISTE
Dıie katholischen Bischöfe un Bischöflichen Kommıissare siıch Bischot Krummacher flex1ibel der rage der Eıinheit

der DDR sahen siıch angesichts dieser Mängel des Ver- der evangelischen Kirchen Deutschland
fassungsentwurfs e  5 un: 76 Februar 1968

In WEeIitL stärkerem aße als be] der Diskussion über das uEingaben Walter Ulbricht 1111 Rahmen der Verfassungs-
diskussion, der sıch kirchlicherseits auch Gruppen VO  -

Bildungsgesetz der das C6 Familiengesetzbuch beteiligten
sıch Christen der Möglichkeit, ıhre FEinwände und Vor-

Laıen un Einzelpersönlichkeiten beteiligten, ıhre Beden- schläge die Kommissıon einzureichen S1e dies, ob-
ken den Entwurt darzulegen un Verbesserungs- wohl S1C damıt rechnen mulßfßten, daß die Nationale Front

vorschläge unterbreiten Am März 1968 (erster sotfort M1 Besuch reagıerte Besonders aktiv be] der
Abfassung VO Eıngaben die Katholiken AaUS dem Gebiet

Fastensonntag) wurde allen katholischen (Jottes- der sorbischen Minderheit ber uch die akademische Jugend
diensten der DDR MS AaUuUSs sechs Punkten bestehende die ı vielen Punkten 1ı der etzten eıt C1NEC größere OÖffnung
kurze Erklärung der Berliner Ordinarienkonferenz Ve!r- zu Staate und d1e Beendigung Ghetto-Haltung

angestrebt hatte, caah durch den Verfassungsentwurf viele iıhrerlesen, der die Gläubigen über die Vorschläge der Bı- Bemühungen chlecht elohnt So kam weıtgehendenschöfe für die Ausarbeitung der Verfassung nNnier- Solidarisierung den Christen, die auch manche
richtet un ZU Gebet für ine „gerechte Lösung der keineswegs Aktive Z Schreiben Eingabe veranlafßte

Sicherlich hätten och viel mehr Menschen gveschrieben, WEenNnstehenden Fragen aufgerufen wurden Die katholischen
SiC nıcht auf Grund VO  3 schlechten Erfahrungen, Resignatıon,Bischöfe ZINSCH davon AUSs daß nach Artikel 41 der bisher Vorurteilen der Ängst abgehalten worden

geltenden Verfassung der Kirche das Recht zugesichert 1ST Im Gegensatz den Bischöfen Nutizten die Laıen die Gelegen-
sich Lebensfragen des Volkes außern, un wollten

mittelbar d1e Kirche betreftenden Artikeln hinzuweisen
he  Ät, auch auf die Mängel und Einseitigkeiten den nl  cht

ıhre Meinungsäußerung als Beıtrag der öffentlichen
Verfassungsdiskussion verstanden W155CI Diıe kirchlichen Stellungnahmen jedoch nıcht e11-
Die katholischen Bischöfe haben iıhren Eingaben den heitlich Inbesondere Landesbischof Mitzenheim kam den
Ertordernissen MNGrCN Entwicklung Mitteldeutsch- SED Kirchenpolitikern eCIlEr Wr annn IMNan
and Rechnung etiragen, sıch weitgehend grundsätzlicher der Absıicht VO  $ Landesbischot Mitzenheim
Kritik enthalten, siıch Straffungen Text nıcht verschlos- keinen 7 weitel hegen, geht auch ıhm vornehmlich
sSsCMN un sıch NUr aut die wesentlichsten Anliegen der die Sıcherung der bisherigen Betätigungsmöglichkeit der
Kirche beschränkt S1e machten Vorschläge A Neu- Kirchen, doch Feststellung Veranstaltung
fassung des Artikels 28 (des Entwurtis) kleinen der Nationalen Front Weımar, daß nach SC1INET Ansıcht
redaktionellen Einfügungen den Artiıkeln 18 un die Staatsgrenzen der DDR auch die renzen für die

kirchlichen Organisationsmöglichkeiten bildeten (vgl
Die evangelischen Stellungnahmen „Neue eit  € 68 wurde VON den Kommunısten

der Sache celhbst nıcht honoriert Die SED und die
Funktionäre der ÖOst CD  S torderten ausdrücklicherDie evangelische Kirchenleitung hat 15 Februar 1968

Hinblick aut die stärkere Verankerung des Artikels 18 Berufung auf die Weıiımarer Erklärung VO  . Landesbischof
der Deklaration der „Allgemeinen Erklärung der Men- Mitzenheim alle Kirchenleitungen Mitteldeutschlands auf

sıch öftentlich VO  — der EK  S Joszusagen Der Görlitzschenrechte der UN“ 111e Ühnliche Eingabe WI1IeE die
amtierende Bischof Fränkel wurde ditfamiert weıl sıchkatholische gemacht Der evangelische Landesbischof

Moritz Mitzenheim, der die Erklärung der evangelischen AaUS Glaubensgründen tür das Festhalten der EKD A

gesprochen hatBischöte nıcht mitunterzeichnet hat außerte jedoch Ver-

schiedenen Erklärungen Zufriedenheit INIT dem Ver-
fassungsentwurf un machte dabej den Vorschlag, alle Politische Nebenabsichten der SED
anstehenden speziellen Fragen zwıschen Staat und Kirche

esonderen Vertragen klären Eıne ausführlichere Von seıten der SED und der Ost CDU Wr VO  =) Anfang
verfassungsrechtliche Verankerung der Position der Kır- der Verfassungsdiskussion Zuhilfenahme des
chen Verfassungstext hjelt Landesbischof Mitzenheim Argumentes VO  S der bereits bestehenden Trennung VO  —

nıcht für unbedingt ertorderlich Staat un Kırche das Bestreben vorhanden, der Ver-
In persönlichen Stellungnahme VOT dem Evangeli- tassunz keine Detailfragen des Verhältnisses VO  . Staat
cchen Nachrichtendienst der DDR hat der Vorsitzende und Kirche aufzunehmen, dies möglıchst speziellen
der Konterenz der Kirchenleitungen und der Konterenz Verträgen zwiıschen Staat un Kırche regeln 116

der evangelischen Biıschöfe, Bischof Krummacher, das nıcht ausreichende verfassungsrechtliche Verankerung der
ernstliche Studium des Verfassungsentwurfs jedem kırch- Posıtion der Kırchen kann dazu beitragen daß diese
lıchen AÄAmtstrivger empfohlen Bischof Krummacher gegebener eıt eichter Druck ZESETIZLT werden Önn-
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tICN, Abkommen mıiıt der Regierung der DDR abzuschlie- arz 1968 die Kırchen nochmals beruhigen. Er be-
en Für die SED ware dies relativ vorteıilhaft, weıl die merkte:
Kirchen bestimmte einse1it1ige Verpflichtungen übernehmen „Die Verfassung gibt den Kırchen und Religionsgemeinschaftenmüßten, die Preisgabe der kirchlichen Einheit ın
Deutschland, die Formierung der Berliner Ordinarien- und ıhrer gemeinnützıgen Tätigkeit, die MIt dem politi-

eine rechrtliche Basıs tür die ungehinderte Ausübung ihrer S;qe!-
schen Interesse und dem moralischen Empfinden der Gläubigenkonterenz ZUrFr. Bischofskonferenz der DDR uUSW. Dıie DDR

Ikönnte dabeı die Einhaltung VO  e} Verträgen mit der übereinstimmen“ („Neues Deutschland“;, 68)
Kirche durch Arbeitsteilung miıt gesellschaftlichen Krätten Andererseits wurden sowohl VO  = Proftf Orrens als auch

VO  w anderen Rednern 1ın der Volkskammer LUL: die Dis-weitgehend umgehen, Da könnten sıch staatliche Stellen
mehr oder weniıger formal das Abkommen halten, kussionsbeiträge un: Anregungen VO  3 Landesbischoft
wobel gleichzeitig die SED un die VO  3 ıhr geleiteten Mıtzenheim als kirchliche Meinungsäufßerungen erwähnt,
Massenorganısationen einen 1e] wirksameren gesell- un dabei wurde vornehmlich herausgestellt, dafß weıtere
schaftlichen ruck auf die Kırchen in beliebiger Stiärke Eıinzelheiten des Verhältnisses taat — Kirche nıcht ın der
ausüben könnten. Verfassung iixiert werden rauchen.
Am 15 Februar 1968 hat Walter Ulbricht 1n einer roß- Dıie Anregungen der anderen evangelischen un: katholi-
kundgebung im Ostberliner Friedrichstadt-Palast [03°8 schen Bischöfe un: Laıen 1mM Rahmen der Verfassungs-
die Möglıchkeit VO  3 Vereinbarungen mıiıt dem Vatıiıkan diskussion wurden bıs Jetzt in der DDR totgeschwiegen.
angedeutet. Wörtlich soll erklärt haben „Falls der
Heıilige Stuhl den Wounsch haben ollte, mıiıt der Regierung Die möglichen Auswirkungen
der DDR Beziehungen herzustellen un: Vereinbarungen

treften aber bıitte, WIr siınd jederzeit dazu bereit.“ Dıie Annahme der Verfassung MIt dem VO  _ der
Unzweiıtelhaft würde die DDR konkordatsähnliche Ver- SED erstrebten Inhalt bei weıtgehender Ignorierung aller
einbarungen mMi1ıt der katholischen Kiırche sehr begrüßen, kritischen Eınwände der Bevölkerung während der Ver-
weıl dies tür s1e posıtıve völkerrechtliche Auswirkungen tassungsdiskussion wird der Bevölkerung Miıttel-

deutschlands unterschiedliche Auswirkungen haben Be11mM Sınne eınes wichtigen Durchbruchs Z Anerken-
NUung haben würde. Andererseits 1St jedoch bemerkens- einem Teil werden siıcherlich die Erbitterung bzw die
WETIT, da{ß obıger Satz VO  a der Ostberliner Presse, e1nN- Resignatıon zunehmen, W 4s in passıvem Wıderstand un:

Flucht 1ın die innere Emigratıion seinen Ausdruck findenschliefßlich dem „Neuen Deutschland“ und der „Neuen
Zeit® nıcht veröftentlicht wurde. dürfte Der andere Teıil der Bevölkerung wird künftig

ohl stärker mangels anderer Alternativen AaUS$

Opportunismus, aber auch teilweise Aus Resignatıion bzw.Formale Verbesserungen Aaus Überzeugung genelgt se1N, sıch ANZUDASSCH, sıch
Immerhin iSt durch kırchliche Einsprüche un durch arrangıeren und sıch aut die dauerhatte Exıstenz 1n

einem kommunistischen Regıme einzurichten. Der SED-Meinungsäußerungen zahlreıicher Christen während der Führung 1St MmMiıt der Verfassungsdiskussion un derVertassungsdiskussion gelungen, 1n der MC Vertfassung
einıge Verbesserungen durchzusetzen. In Zzweiı Artıkeln ampagne Z.U. Volksentschei sicherlich gelungen, beim
des uen Entwurts wurde ın verbesserter Weiıse An- srößten Teıl der mitteldeutschen Bevölkerung den Eın-

druck verstärken, daß die DDR eın Provısoriıumliegen der Kirche un: der Christen Stellung MMMECN.,
Der neugefaflste Artikel (bisher I9) lautet: mehr 1St un!: daß alle Hoffnungen auf ıne Wıiıederver-

ein1gung in absehbarer eıt illusionär sind. Damıt dürfte
„(1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat eines der wesentlichen psychologischen Ziele der SE D-
unabhängig VOo  3 seiner Nationalıtät, seiner Rasse, seiınem L-
anschaulichen der religiösen Bekenntnis, seiner soz1ialen Her- Führung erreicht se1n. Die NCUC, durch eıiınen Volksent-
kunft Un Stellung dle gyleichenRechte und Pflichten. (Gewissens- scheid gebilligte Vertfassung hat 1mM übrigen auch 1mM Aus-
und Glaubensfreiheit sınd gewährleistet. Alle Bürger sınd VOT and verstärkten Forderungen nach Aufwertung un
dem Gesetz gleich.“ völkerrechtlicher Anerkennung der DDR geführt.
Die kursiven Passagen 1m Entwurf der Ver- Der eigentliche Schöpfer der Verfassung, Walter Ulbricht,

wiırd 21 Junı dieses Jahres 75 Jahre Für ıhn wird diefassung nıcht enthalten un stellen somıt iıne ormale Annahme der Verftassung sicherlich als der krönendeVerbesserung dar Der neugetfaßte Artıikel 39 (bisher 38)
lautet: Höhepunkt seiner polıtischen Lautbahn erten sein.

Die neue, VO Gelst des orthodoxen Marxısmus-Leninıis-
( Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat 111US gepragte Verfassung wiıird sıch angesichts des Libera-

Recht, sıch einem relig1ösen Glauben bekennen und
religiöse Handlungen AaUSZuUu lisıerungs- un Auflockerungstrends 1n anderen kommu-
(2) Die Kirchen und anderen Religionsgemeinschaften ordnen nıstischen Staaten un Parteıen ın den kommenden Jahren
ıhre Angelegenheiten und üben ıhre Tätigkeit AUS 1n Über- jedoch noch bewähren haben
einstimmung mıiıt der Verfassung und den gesetzlichen Bestim- In Zukunft lıegt durchaus 1m Bereich des Möglichen,
INUuNgen der Deutschen Demokratischen Republik Näheres dafß auch in Miıtteldeutschland 1m Zuge des allgemeinenannn durch Vereinbarungen geregelt ayerden.“ Entwicklungstrends Entkrampfungs-, Auflockerungs-
och handelt sıch hier außerst mınımale Zuge- un Liberalisierungstendenzen stärker ZUT Geltung kom-
ständnisse. Die Passage, da{fß die Kırchen ihre Angelegen- inen können. Dıie bestehende MEUE Verfassung könnte
heiten ordnen haben, WwWar 1n gewisser Weıse bereits 1m dann VO wenıger doktrinären kommunistischen acht-
Artikel 38 des Entwurftfs enthalten, wenngleich dort ein habern weıitherziger ausgelegt, MIt eCueN Geilst ertuüllt
wen1g anders ausgedrückt WAar,. ntgegen den kirchlichen bzw SAr ZU Teil korrigiert werden. Es xibt 1im Welt-
Eıngaben und Diskussionsbeiträgen nahm INa  - das WOrt- kommuniısmus durchaus auch heute noch Kräfte, die w1e
chen „selbständig“ nıcht auf. einst Rosa Luxemburg der Ansıcht sind, daß die Gewäh-
Der Vorsitzende des Nationalrates der Nationalen Front, rIung VO  w} Freiheit tür Andersdenkende eın Kriterium tür
Prof Correns, versuchte in der Volkskammer die soz1ıalistische Demokratie se1ın mufß
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